
 

 

Der Grundsatz der Verhältnismässigkeit bei der  
Beschlagnahme von Beweismitteln und  
Vermögenswerten im Strafverfahren 
 

 
 
 

 

 

 

 

 

 
 
 

Die Beschlagnahme ist eine vorläufige strafprozessuale 
Zwangsmassnahme. Sie dient der Ermittlung von Tat und 
Täter, der Sicherung von Beweisen, der Durchführbarkeit des 
Verfahrens und der Urteilsvollstreckung. Dazu werden die 
betroffenen Gegenstände und Vermögenswerte der freien 
Verfügung einer Person entzogen. Hinsichtlich dem Zweck 
wird zwischen der Beweismittel-, der Einziehungs- und der 
Vermögensbeschlagnahme unterschieden.  

Durch den Eingriff können verschiedene Grundrechte und 
Verfahrensgarantien des Betroffenen beeinträchtigt wer-
den, insbesondere der Schutz der Privatsphäre nach Art. 13 
BV, die Eigentumsgarantie nach Art. 26 BV, die Wirtschafts-
freiheit gemäss Art. 27 BV und die Unschuldsvermutung 
nach Art. 32 Abs. 1 BV. Nebst einem hinreichenden, objektiv 
begründeten Tatverdacht sind im Hinblick auf eine Be-
schlagnahme auch die verfassungsrechtlichen Vorausset-
zungen zur Einschränkung der vorerwähnten Grundrechte zu 
prüfen. In den Strafprozessordnungen sind die Vorausset-
zungen zur Beschlagnahme relativ offen formuliert, um der 
Vielzahl von Einzelfällen gerecht zu werden. Diese Formulie-
rung bringt es mit sich, dass Rechtsanwendern ein grosser 
Ermessensspielraum verbleibt. Um Ermessensüberschreitun-
gen zu verhindern, setzt das Verhältnismässigkeitsprinzip 
wesentliche Schranken bei der Anordnung und Durchfüh-
rung der strafrechtlichen Beschlagnahme (wie bei allen 
schweren Eingriffen in die Freiheitsrechte).  

Im Rahmen der Erforderlichkeit in sachlicher, räumlicher, 
zeitlicher und personeller Hinsicht und der Verhältnismässig-
keit im engeren Sinne ist daher jeweils eingehend zu prüfen, 
welche Massnahme tatsächlich notwendig ist und ob allen-
falls mildere Eingriffsmöglichkeiten zur Verfügung stehen. 
Das hängt einerseits von der Schwere der Tat und des Tat-
verdachts, anderseits von den Auswirkungen der Beschlag-
nahme auf die betroffene Person und deren Rechtsgüter ab.  

Der Beschlagnahme geht sehr oft eine Hausdurchsuchung 
oder ein Editionsbegehren voraus. Diese Eingriffe sind wie-
derum an die genannten Voraussetzungen geknüpft. Nach 
dem Subsidiaritätsprinzip ist auch hier stets die mildeste  
 
 
 
 
 

Massnahme anzuordnen, die zur Zweckerreichung notwen-
dig ist. Vor der Anordnung einer Unternehmensdurchsu-
chung sind daher auch die möglichen Reflex- und Reputati-
onsschäden für das betroffene Unternehmen zu prüfen. 
Ebenso darf nicht ausser Acht gelassen werden, dass bei ei-
nem grossen Konzern die gesuchten Unterlagen möglicher-
weise nur sehr schwer aufzufinden sind. Es kann daher in sol-
chen Fällen angebracht sein — soweit mit einer Kooperation 
zu rechnen ist — ein Editionsbegehren zu stellen oder das 
Unternehmen zur freiwilligen Herausgabe der benötigten 
Unterlagen einzuladen. 

Es können alle Arten von Gegenständen und Vermögens-
werten sichergestellt werden, da es keinen numerus clausus 
gibt. Einschränkungen gibt es durch Beschlagnahmeverbote 
und Zeugnisverweigerungsrechte, die jeweils zu beachten 
sind.  

Ob jeweils Originale oder Kopien von Unterlagen und Quell-
datenträgern sichergestellt werden müssen, hängt in erster 
Linie davon ab, ob ein Dokument selber zum Beweis be-
stimmt ist oder ob lediglich dessen Inhalt beweisgeeignet 
ist. Soll also ein Urkundendelikt bewiesen werden, ist das 
Vorhandensein des Originaldokumentes erforderlich. Geht 
es um den Tatablauf oder die Umstände, die zur Tat führten, 
kann eine Kopie von Dokumenten ausreichend sein.  

Vermögenwerte deliktischer Herkunft müssen nach dem 
Grundsatz, dass sich Verbrechen nicht lohnen sollen, umfas-
send sichergestellt werden. Bei der Vermögensbeschlag-
nahme zur Deckung von Bussen, Verfahrens- und Vollzugs-
kosten, sind der betreibungsrechtliche Schuldnerschutz nach 
Art. 92 SchKG und das Existenzminimum nach Art. 93 SchKG 
einschränkend zu berücksichtigen. Werden Vermögens-
werte zur Deckung einer Ersatzforderung sichergestellt, ist 
nach neuerer Rechtsprechung zu unterscheiden, ob die Ver-
mögenswerte durch Art.	92 oder Art. 93 SchKG geschützt 
sind. Trifft letzteres zu, unterliegen die Vermögenswerte 
grundsätzlich ohne Rücksicht auf das Existenzminimum der 
strafrechtlichen Beschlagnahme.  
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Ersucht ein Unternehmen um finanzielle Mittel zur Fortfüh-
rung des Geschäftsbetriebes, hängt eine Genehmigung in 
erster Linie davon ab, ob die Gelder deliktischer Herkunft 
sind oder nicht. Ist mit einer langen Verfahrensdauer zu 
rechnen und erweist sich der Nachweis über die Herkunft der 
Gelder als schwierig oder ungewiss, spielt auch das Kriterium 
der Zumutbarkeit des Eingriffs in die Eigentumsgarantie 
eine Rolle. Kommt die zuständige Behörde dann zum 
Schluss, dass eine Aufhebung ganz oder teilweise möglich 
ist, bleibt zu prüfen, ob das Unternehmen nicht anderweitig 
über Vermögenswerte verfügt und ob die Beschlagnahme 
Reflexwirkungen auf Dritte hat. Massgebend ist zudem, wie 

viel der sichergestellten Mittel vom Gesuchsteller benötigt 
werden. Der Bedarf muss vom Unternehmen glaubhaft und 
plausibel begründet und belegt werden.  

 Aufgrund der diversen Einzelprobleme, welche bei der Be-
schlagnahme auftreten können, muss jeweils der Situation 
angepasst entschieden werden. Es ist namentlich zwischen 
dem Untersuchungszweck, dem -ziel und den Interessen des 
Betroffenen abzuwägen. Dabei sind oftmals kreative einver-
nehmliche und zielgerichtete Lösungen besser als ein forma-
listisches Vorgehen.  
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